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Ausschuss für Soziales, Jugend und Gleichstellung

An die 
Mitglieder
des Ausschusses für Soziales, Jugend und 
Gleichstellung

Geschäftsführung:

Telefon:
Telefax:
E-Mail:

Wolfgang Engler

06421 201-1462

Marburg, 12.09.2017

Sitzung des Ausschusses für Soziales, Jugend und Gleichstellung (öffentlich)

Sehr geehrte Damen und Herren,

zu einer Sitzung des Ausschusses für Soziales, Jugend und Gleichstellung (öffentlich) 
der Stadtverordnetenversammlung am

Mittwoch, den 20.09.2017, 17:00 Uhr,
Sitzungssaal Hohe Kante, Barfüßerstraße 50, Eingang Hofstatt, 35037 Marburg

lade ich Sie hiermit fristgerecht ein.

Folgende Tagesordnung ist vorgesehen:

1 Eröffnung der Sitzung

2 Genehmigung der Niederschrift der Sitzung vom 16.08.2017

3 Marburger Ortsrecht
Neufassung der Satzung des Kommunalen Jugendbildungswerkes der 
Universitätsstadt Marburg
Vorlage: VO/5789/2017

4 Anträge der Fraktionen

4.1 Antrag der Fraktion Bündnis 90 / Die Grünen betr. Einigung zur Trennungsrechnung 
und Weiterentwicklung der mittelhessischen Universitätsmedizin
Vorlage: VO/5664/2017

4.2 Antrag der Fraktion Marburger Linke betr.: Keine „Heilung“ von Homosexuellen in 
Marburg – „Christus-Treff“ muss sich distanzieren
Vorlage: VO/5757/2017
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4.3 Antrag der Fraktion Marburger Linke betr. Gebührenfreiheit in Kitas
Vorlage: VO/5743/2017

4.4 Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen betr. Kinderbetreuung in Marburg ab 
2018
Vorlage: VO/5786/2017

4.5 Antrag der Fraktionen SPD, BfM und CDU betr. gebührenfreie Kinderbetreuung für 
alle
Vorlage: VO/5806/2017

5 Verschiedenes

Mit freundlichen Grüßen

gez. 
Roland Böhm
Vorsitzender
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Beschlussvorlage
Vorlagen-Nr.:
Status:
Datum:

VO/5789/2017
öffentlich
04.09.2017

Dezernat: I
Fachdienst: 10 - Personal-, Organisations- u. Beteiligungsmanagement
Sachbearbeiter/in: Heilmann, Marco, Munz-Weege, Ulrike

Beratungsfolge:

Gremium Zuständigkeit Sitzung ist
Magistrat Kenntnisnahme Nichtöffentlich
Ausschuss für Soziales, Jugend und Gleichstellung Vorberatung Öffentlich
Haupt- und Finanzausschuss Vorberatung Öffentlich
Stadtverordnetenversammlung Entscheidung Öffentlich

Marburger Ortsrecht
Neufassung der Satzung des Kommunalen Jugendbildungswerkes der 
Universitätsstadt Marburg

Beschlussvorschlag:

Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen:

Die beigefügte Neufassung der Satzung des Kommunalen Jugendbildungswerkes der 
Universitätsstadt Marburg wird beschlossen.

Sachverhalt:

Die Satzung des Kommunalen Jugendbildungswerkes wurde durch die 
Stadtverordnetenversammlung am 27.09.1985 mit Inkrafttreten zum 01.01.1986 beschlossen. 

Mit Ausnahme des I. Nachtrages vom 30.08.2002 ist die Satzung seit 1985 im Wesentlichen 
unverändert geblieben und war insbesondere aufgrund der zwischenzeitlich geänderten 
Rechtsgrundlagen, d. h. aufgrund des Erlasses des Hessischen Kinder- und 
Jugendhilfegesetzbuches (HKJGB) sowie des Sozialgesetzbuches (SGB) Achtes Buch (VIII) 
– Kinder- und Jugendhilfe – überarbeitungswürdig.

Die Satzung, die in ihren Grundzügen gleichgeblieben ist, wurde um vier neue Paragraphen 
ergänzt:

Durch die Einführung des § 3 n. F. – Gemeinnützigkeit – wird hervorgehoben, dass das 
Jugendbildungswerk ausschließlich und unmittelbar gemeinnützigen Zwecken dient; die 
Erträge nur zu den satzungsmäßigen Zwecken verwendet werden sowie dass durch das 
Jugendbildungswerk keine Gewinne erzielt werden.
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Des Weiteren soll durch den neugefassten § 4 n. F. – Jugendbildungsurlaub – der Hinweis 
aufgenommen werden, dass das Jugendbildungswerk anerkannter Träger von 
Veranstaltungen im Sinne des § 9 des Hessischen Gesetzes über den Anspruch auf 
Bildungsurlaub ist.

In § 7 n. F. – Mitarbeiter/innen des Jugendbildungswerkes – wird die bereits praktizierte 
Regelung, dass die hauptamtlichen pädagogischen Mitarbeiter/innen aufgrund ihrer fachlichen 
Ausbildung und seitherigen Tätigkeit für die Wahrnehmung der außerschulischen Bildung 
geeignet sein müssen, nunmehr auch in der Satzung fixiert.

Nach § 3 Abs. 1 der Satzung ist der Verwaltungsausschuss das beschließende Organ des 
Jugendbildungswerkes. Der Verwaltungsausschuss hat aufgrund § 3 Abs. 7 a. F. über die 
Angelegenheiten von grundsätzlicher Bedeutung zu entscheiden, woruter auch die 
Beschlussfassung über die Honorarordnung für die nebenamtlichen Mitarbeiter/innen sowie 
die Entgeltordnung zu zählen sind, wenngleich diese bisher nicht ausdrücklich in der Satzung 
aufgeführt waren. Durch die Einführung eines neuen § 8 – Entgeltordnung / Honorarordnung 
– wird die Zuständigkeit über die Beschlussfassung der vorgenannten Ordnungen nunmehr 
auch in der Satzung wiedergegeben. Nach der Beschlussfassung durch den 
Verwaltungsausschuss sind die beiden erlassenen Satzungen, wie bereits praktiziert, dem 
Magistrat zur Genehmigung vorzulegen.

Hervorzuheben ist, dass mit dieser Neufassung weder eine Anpassung der Entgelte noch eine 
Anpassung der Honorare verbunden ist. Im Zuge der Neufassung dieser Satzung wurde 
jedoch auch die Geschäftsordnung für den Verwaltungsausschuss grundlegend überarbeitet. 
Diese Geschäftsordnung wird dem Verwaltungsausschuss in seiner Sitzung am 14.09.2017 
zur Beschlussfassung vorgelegt, sodann dem Magistrat nach erfolgtem Beschluss zur 
abschließenden Genehmigung gegeben. 

Insgesamt wurde die neugefasste Satzung des Kommunalen Jugendbildungswerkes 
redaktionell auf den aktuellen Stand gebracht, was zum Beispiel die Änderung in die 
geschlechtergerechte Sprache beinhaltet.

Sämtliche Änderungen sind in der als Anlage beigefügten Synopse durch Fettdruck 
hervorgehoben.

Der Entwurf der neugefassten Satzung wird dem Verwaltungsausschuss zur Beratung in 
seiner Sitzung am 14.09.2017 vorgelegt.

Die Stadtverordnetenversammlung der Universitätsstadt Marburg wird gebeten, die 
neugefasste Satzung des Kommunalen Jugendbildungswerkes zu beschließen.

Dr. Thomas Spies Dr. Franz Kahle
Oberbürgermeister Bürgermeister

Finanzielle Auswirkungen:
Keine finanziellen Auswirkungen vorhanden.

Anlagen:
- Satzung des Kommunalen Jugendbildungswerkes – Synopse
- Satzung des Kommunalen Jugendbildungswerkes – Entwurf Neufassung
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Neufassung der Satzung 
 des Kommunalen Jugendbildungswerkes 

 der Universitätsstadt Marburg 

– Synopse – 

 

 
Derzeitige Fassung 

 

 
Entwurf Neufassung 

 
Erläuterungen 

 
SATZUNG 

des Kommunalen Jugendbildungswerkes der 
Stadt Marburg 

 
Aufgrund der §§ 5 und 51 Ziff. 6 der Hessischen 
Gemeindeordnung (HGO) i.d.F. vom 1. April 1981 
(GVBl. I S. 66) 
 
 
 
 
 
 
 
des Hessischen Jugendbildungsförderungsgesetzes 
i.d.F. vom 5. Juni 1981 (GVBl. I S. 200) und 
 
 
 
der Verordnung zur Änderung der Verordnung über 
die Voraussetzungen für die Förderung der außer-
schulischen Jugendbildung vom 21.08.1981 (GVBl. I 
S. 301) hat die Stadtverordnetenversammlung der 
Universitätsstadt Marburg in ihrer Sitzung am 
27.09.1985 folgende Satzung für das Kommunale 
Jugendbildungswerk der Universitätsstadt Marburg 
beschlossen: 

 

 
SATZUNG 

des Kommunalen Jugendbildungswerkes der 
Universitätsstadt Marburg 

 
Aufgrund der §§ 5, 50 Abs. 1 i. V. m. § 51 Nr. 6 der 
Hessischen Gemeindeordnung (HGO) in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 7. März 2005 
(GVBl. I S. 142), zuletzt geändert durch Artikel 2 
des Gesetzes vom 15. September 2016 (GVBl. S. 
167), § 11 Sozialgesetzbuch (SGB) Achtes Buch 
(VIII) –  Kinder- und Jugendhilfe – in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 11. September 2012 
(BGBl. I S. 2022), das zuletzt durch Artikel 3 des 
Gesetzes vom 20. Juli 2017 (BGBl. I S. 2780) ge-
ändert worden ist, des Hessischen Kinder- und 
Jugendhilfegesetzbuches (HKJGB) vom 18. De-
zember 2006 (GVBl. I S. 698), zuletzt geändert 
durch Artikel 1 des Gesetzes vom 
28. September 2015 (GVBl. S. 366)  
 
 
 
hat die Stadtverordnetenversammlung der Universi-
tätsstadt Marburg in ihrer Sitzung am xx.xx.xxxx fol-
gende Satzung für das Kommunale Jugendbil-
dungswerk der Universitätsstadt Marburg be-
schlossen: 
 

 
 
 
 
 
Das Rubrum wurde aktualisiert. 
 
 
 
 
 
§ 11 SGB VIII wurde aufgenommen. 
 
 
 
Das Hessische Jugendbildungsförde-
rungsgesetz ist im HKJGB aufgegan-
gen. 
 
 
Die Verordnung (…) für die Förderung 
der außerschulischen Jugendbildung 
gibt es nicht mehr.  
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Derzeitige Fassung 

 

 
Entwurf Neufassung 

 
Erläuterungen 

 
§ 1 

Rechtsform und Sitz 
 
1. Das Kommunale Jugendbildungswerk ist eine 

unselbständige, gemeinnützige Anstalt des 
öffentlichen Rechts. Träger der Anstalt ist die 
Universitätsstadt Marburg. 

 
2. Das Jugendbildungswerk hat seinen Sitz in 

Marburg und ist dem Magistrat der Universi-
tätsstadt Marburg - Jugendamt - zugeordnet. 

 
 

 
§ 1 

Rechtsform und Sitz 
 
(1) Das Kommunale Jugendbildungswerk ist eine 

nicht rechtsfähige, gemeinnützige Anstalt 
des öffentlichen Rechts. Trägerin der Anstalt 
ist die Universitätsstadt Marburg. 

 
(2) Das Jugendbildungswerk hat seinen Sitz in 

Marburg und ist dem Magistrat der Universi-
tätsstadt Marburg – Fachbereich Kinder, 
Jugend und Familie; Fachdienst Jugend-
förderung – zugeordnet. 

 
 
 
 
Geänderter Wortlaut.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
§ 2 

Aufgaben 
 
1. Das Kommunale Jugendbildungswerk nimmt 

Aufgaben der außerschulischen Jugendbil-
dung im Sinne von § 1 des Jugendbildungs-
förderungsgesetzes wahr. 

 
 

Dies bedeutet insbesondere 
 

-  den jungen Menschen zu befähigen,  
sein Leben selbst zu meistern und in die 
zukünftige Verantwortung gegenüber der 
Gemeinschaft hineinzuwachsen, 

 
-  die Förderung des jungen Menschen               

 in seiner berufsorientierten Bildung, 

 
§ 2 

Aufgaben 
 
(1) Das Kommunale Jugendbildungswerk nimmt 

Aufgaben der außerschulischen Jugendbil-
dung im Sinne von § 35 des Hessischen 
Kinder- und Jugendhilfegesetzbuches 
(HKJGB) wahr. 

 
            Außerschulische Jugendbildung ist ein 

Schwerpunkt der Jugendarbeit nach § 11 
des Achten Buches Sozialgesetzbuch. Sie 
zielt auf den Erwerb von Lebenskompe-
tenz und die Entfaltung von Identität. Des 
Weiteren unterstützt sie junge Menschen, 
Werte zu erkennen, zu achten und zu le-
ben. Sie trägt dazu bei, junge Menschen 
auf ihr Leben in Gesellschaft und Beruf 

 
 
 
 
 
 
Änderung der Rechtsgrundlage. 
 
 
 
Gem. § 35 Abs. 1 HKJGB –  
Inhalte und Aufgaben der außerschu-
lischen Jugendbildung. 
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7 von 31 in der Zusammenstellung



- 3 - 

 
Derzeitige Fassung 

 

 
Entwurf Neufassung 

 
Erläuterungen 

 
- die Hinführung zur Bereitschaft junger 

Menschen, soziale Verantwortung zu 
übernehmen, 

 
- die Befähigung junger Menschen am kul-

turellen Leben der Gesellschaft teilzu-
nehmen und Angebote für Geselligkeit, 
Spiel und Sport sinnvoll zu nutzen. 

 
 
 
 
2. Das Jugendbildungswerk ist überparteilich 

und überkonfessionell. 
 
3. Die Bildungsangebote des Kommunalen Ju-

gendbildungswerkes richten sich an alle jun-
gen Menschen bis zur Vollendung des 27. 
Lebensjahres. 

 
4. Das Jugendbildungswerk soll freie Jugendini-

tiativen und vorhandene Einrichtungen und 
Aktivitäten öffentlicher und freier Träger in 
der Stadt Marburg kooperativ unterstützen, 
Bildungsangebote anregen und ggf. koordi-
nierende Maßnahmen entwickeln. 

 
5. Unter Beachtung der Einheit in der Jugendhil-

fe hat das Jugendbildungswerk eng mit ande-
ren Stellen und Einrichtungen der Jugendhilfe 
und mit anderen freien Trägern der außer-
schulischen Jugendbildung zusammen-
zuarbeiten. 

sowie Partnerschaft, Ehe und Familie vor-
zubereiten. Darüber hinaus soll die außer-
schulische Jugendbildung junge Men-
schen in die Lage versetzen, ihre persön-
lichen und gesellschaftlichen Lebensbe-
dingungen wahrzunehmen und an der Ge-
staltung des gesellschaftlichen Lebens 
mitzuwirken. Sie wirkt auch auf den Ab-
bau von gesellschaftlichen Benachteili-
gungen hin und befähigt zu Eigenverant-
wortung, Eigeninitiative und gemeinsa-
mem Engagement. 

 
(2) Das Jugendbildungswerk ist überparteilich 

und überkonfessionell. 
 
(3) Die Bildungsangebote des Kommunalen Ju-

gendbildungswerkes richten sich an alle jun-
gen Menschen bis zur Vollendung des 27. 
Lebensjahres. 

 
(4) Das Jugendbildungswerk soll freie Jugendini-

tiativen und vorhandene Einrichtungen und 
Aktivitäten öffentlicher und freier Träger in 
der Universitätsstadt Marburg kooperativ un-
terstützen, Bildungsangebote anregen und 
ggf. koordinierende Maßnahmen entwickeln. 

 
(5) Unter Beachtung der Einheit in der Jugendhil-

fe hat das Jugendbildungswerk eng mit ande-
ren Stellen und Einrichtungen der Jugendhilfe 
und mit anderen freien Trägern der außer-
schulischen Jugendbildung zusammen-
zuarbeiten. 
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Derzeitige Fassung 

 

 
Entwurf Neufassung 

 
Erläuterungen 

  
§ 3 

Gemeinnützigkeit  
 

(1)   Das Jugendbildungswerk dient ausschließ-
lich und unmittelbar gemeinnützigen Zwe-
cken.  

 
(2)   Gewinne werden nicht erzielt. Die Erträge 

des Jugendbildungswerkes dürfen nur zu 
den satzungsmäßigen Zwecken verwendet 
werden. 

 

 
 
 

 

  
§ 4 

Jugendbildungsurlaub 

Das Jugendbildungswerk der Universitätsstadt 
Marburg ist anerkannter Träger von Veranstal-
tungen im Sinne des § 9 des Hessischen Geset-
zes über den Anspruch auf Bildungsurlaub vom 
28. Juli 1998 (GVBl. I S. 294) in der derzeit gülti-
gen Fassung. 

 

 
 
 

 
§ 3 

Verwaltungsausschuß 
 
1. Beschließendes Organ des Jugendbildungs-

werkes ist der Verwaltungsausschuß. 
 
7. Der Verwaltungsausschuß entscheidet über 

die Angelegenheiten von grundsätzlicher Be-
deutung, insbesondere über 
 

 
§ 5 

Verwaltungsausschuss 
 
(1)    Beschließendes Organ des Jugendbildungs-

werkes ist der Verwaltungsausschuss. 
 
Der Verwaltungsausschuss entscheidet über 
die Angelegenheiten von grundsätzlicher Be-
deutung, insbesondere über  
 

 
 
 
 
 
 
Die Aufgaben des Verwaltungsaus-
schusses waren bisher in § 3 Abs. 7 
a. F. vorzufinden; diese sollen nun-
mehr in Abs. 1 integriert werden. 
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Derzeitige Fassung 

 

 
Entwurf Neufassung 

 
Erläuterungen 

- die Aufstellung des Haushaltsplanes 
des Jugendbildungswerkes und 

 
- die Aufstellung der Programme des 

Jugendbildungswerkes. 
 

Er berät den Magistrat bei der Einstellung der 
hauptamtlichen Mitarbeiter. 

 
Der Verwaltungsausschuß fasst seine Be-
schlüsse durch einfache Mehrheit. Bei Stim-
mengleichheit gibt die Stimme des Vorsit-
zenden den Ausschlag. 

 
2. Dem Verwaltungsausschuss gehören an: 
 

2.1 Als stimmberechtigte Mitglieder: 
 

a) der Oberbürgermeister oder 
ein von ihm beauftragter Ver-
treter als Vorsitzender 

 
b) 4 Vertreter des Trägers 

 
c) 5 Jugendvertreter, die das 12. 

Lebensjahr vollendet und das 
27. Lebensjahr noch nicht 
vollendet haben. 

 
2.2 Als beratende Mitglieder: 

 
a) der Leiter des Jugendbil-

dungswerkes, 
 

 
 
 
die Aufstellung der Programme des Jugend-
bildungswerkes.  
 
Er kann den Magistrat bei der Einstellung der 
hauptamtlichen Mitarbeiter/innen beraten. 
 
Der Verwaltungsausschuss fasst seine Be-
schlüsse mit einfacher Mehrheit. Bei Stim-
mengleichheit gibt die Stimme des/der Vor-
sitzenden den Ausschlag. 

      
(2) Dem Verwaltungsausschuss gehören an: 
 

1. Als stimmberechtigte Mitglieder: 
 

a) die/der Jugenddezernent/in 
als Vorsitzende/r 

 
 

b) 4 Vertreter/innen der Trägerin 
 

c) 5 Jugendvertreter/innen, die 
das 12. Lebensjahr vollendet 
und das 27. Lebensjahr noch 
nicht vollendet haben. 

 
2. Als beratende Mitglieder: 

 
a) die/der Leiter/in/innen des 

Fachdienstes Jugendförde-
rung oder Vertreter/in, 

Entscheidung über die Aufstellung 
des Haushaltsplanes gestrichen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Anstelle des Oberbürgermeisters bzw. 
des Vertreters soll nunmehr die/der 
Jugenddezernent/in als Vorsitzende/r 
genannt werden. Die Satzungsrege-
lung wird dadurch an die bestehende 
Praxis angepasst. 
 
 
 
 
 
 
 
Nunmehr Leiter/in/nen des Fachdienst 
Jugendförderung, anstelle Leiter des 
Jugendbildungswerkes.  
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Derzeitige Fassung 

 

 
Entwurf Neufassung 

 
Erläuterungen 

 
b) weitere beratende Mitglieder, 

die zu den Sitzungen hinzuge-
zogen werden können. 

 
3. Die stimmberechtigten Mitglieder des Verwal-

tungsausschusses (außer Ziff. 2.1 a) werden 
vom Magistrat der Stadt Marburg für die 
Dauer der Wahlzeit der Stadtverordnetenver-
sammlung berufen.  

 
             
            Die Jugendvertreter scheiden aus dem Ver-

waltungsausschuß aus, wenn sie das 25. Le-
bensjahr vollendet haben. 

 
4. Für jedes stimmberechtigte Mitglied nach Ziff. 

2.1 Buchst. b und c ist ein persönlicher Ver-
treter zu berufen. 

  
5. Für die Jugendvertreter sowie deren Stellver-

treter kann der Stadtjugendring sowie jede in 
der Stadt tätige und anerkannte Jugendgrup-
pe Vorschläge machen. 

 
6. Der Verwaltungsausschuß gibt sich eine Ge-

schäftsordnung. Diese bedarf der Bestäti-
gung durch den Magistrat. 

 
 
7. Der Verwaltungsausschuß (…) 

 
b) weitere beratende Mitglieder, 

die zu den Sitzungen hinzuge-
zogen werden können. 

 
(3) Die stimmberechtigten Mitglieder des Verwal-

tungsausschusses (außer Abs. 2 Nr. 1 a) 
werden vom Magistrat der Universitätsstadt 
Marburg für die Dauer der Wahlzeit der 
Stadtverordnetenversammlung berufen. Bis 
zur Neuberufung führt der amtierende 
Verwaltungsausschuss die Geschäfte wei-
ter. Die Jugendvertreter/innen scheiden aus 
dem Verwaltungsausschuss aus, wenn sie 
das 27. Lebensjahr vollendet haben. 

 
(4) Für jedes stimmberechtigte Mitglied nach 

Abs. 2 Nr. 1 Buchst. b und c ist ein/e persön-
liche/r Vertreter/in zu berufen. 

 
(5) Für die Jugendvertreter/innen sowie deren 

Stellvertreter/innen kann der Stadtjugendring 
sowie jede in der Stadt tätige und anerkannte 
Jugendgruppe Vorschläge machen. 

 
(6) Der Verwaltungsausschuss regelt seine in-

neren Angelegenheiten in einer Ge-
schäftsordnung. Diese bedarf der Bestäti-
gung durch den Magistrat. 

 
 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Lebensjahr an die Regelung des § 5 
Abs. 2 Nr. 1c n. F. angepasst. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Abs. 7 a. F. ist nunmehr – wie bereits 
oben dargestellt – in Abs. 1 n. F. ent-
halten. 
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Derzeitige Fassung 

 

 
Entwurf Neufassung 

 
Erläuterungen 

 
§ 4 

Leitung des Jugendbildungswerkes 
 
1. Der Magistrat der Universitätsstadt Marburg 

beruft den Leiter des Jugendbildungswerkes. 
 
 

 
 

 
2. Der Leiter ist zuständig für die pädagogische 

und organisatorische Leitung. Er führt die 
Geschäfte des Jugendbildungswerkes in ge-
meinsamer Verantwortung mit den anderen 
hauptamtlichen Mitarbeitern. 
 

 
§ 6 

Leitung des Jugendbildungswerkes 
 
(1) Der Magistrat der Universitätsstadt Marburg 

beruft eine Leitung des Jugend-
bildungswerkes. Erfolgt keine gesonderte 
Berufung, so liegt die Leitung des Ju-
gendbildungswerkes bei der Fachdienst-
leitung Jugendförderung. 

 
(2) Die Leitung ist zuständig für die pädagogi-

sche und organisatorische Leitung. Sie führt 
die Geschäfte des Jugendbildungswerkes in 
gemeinsamer Verantwortung mit dem ande-
ren hauptamtlichen Personal. 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 

 
§ 7  

Mitarbeiter/innen des Jugendbildungswerkes 
 
Die hauptamtlichen pädagogischen Mitarbei-
ter/innen müssen aufgrund ihrer fachlichen Aus-
bildung und seitherigen Tätigkeit für die Wahr-
nehmung der Aufgaben der außerschulischen 
Bildung geeignet sein.  
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Derzeitige Fassung 

 

 
Entwurf Neufassung 

 
Erläuterungen 

  
§ 8 

Entgeltordnung / Honorarordnung 
 

(1)   Für die Teilnahme an den Veranstaltungen 
des Jugendbildungswerkes wird in der Re-
gel ein privatrechtliches Entgelt erhoben. 
Näheres hierzu bestimmt die vom Verwal-
tungsausschuss zu erlassende Entgeltord-
nung. 

 
(2)   Der Verwaltungsausschuss erlässt für die 

nebenamtlichen Mitarbeiter/innen des Ju-
gendbildungswerkes eine Honorarordnung. 

 
         Nach der Beschlussfassung sind dem Ma-

gistrat die erlassenen Ordnungen zur Ge-
nehmigung vorzulegen. 

 

 
 
 

 
§ 5 

Satzungsänderungen 
 
Der Verwaltungsausschuß kann mit einfacher Mehr-
heit eine Satzungsänderung beantragen. 

 
§ 9 

Satzungsänderungen 
 
Der Verwaltungsausschuss kann mit einfacher 
Mehrheit eine Satzungsänderung beantragen. 
 
 

 

 
§ 6 

Inkrafttreten 
 
Diese Satzung tritt am 1. Januar 1986 in Kraft. 

 

 
§ 10 

Inkrafttreten 
 
Diese Satzung tritt am Tage nach der amtlichen 
Bekanntmachung in Kraft. Gleichzeitig tritt die 
Satzung des Kommunalen Jugendbildungswer-
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Derzeitige Fassung 

 

 
Entwurf Neufassung 

 
Erläuterungen 

kes der Stadt Marburg vom 7. Oktober 1985 in 
der Fassung des I. Nachtrages außer Kraft. 
 

 
Marburg, 07.10.1985 
 
DER MAGISTRAT 
DER UNIVERSITÄTSSTADT MARBURG 
 
gez. 
 
Dr. Drechsler 
Oberbürgermeister 

 
Marburg, xx.xx.xxxx 
 
Der Magistrat 
der Universitätsstadt Marburg 
 
gez. 
 
Dr. Thomas Spies 
Oberbürgermeister 
 

 

                    
                        Stand: 04.09.2017 
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SATZUNG 

des Kommunalen Jugendbildungswerkes der Universitätsstadt Marburg 

 
Aufgrund der §§ 5, 50 Abs. 1 i. V. m. § 51 Nr. 6 der Hessischen Gemeindeordnung (HGO) in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 7. März 2005 (GVBl. I S. 142), zuletzt geändert 
durch Artikel 2 des Gesetzes vom 15. September 2016 (GVBl. S. 167), § 11 Sozialgesetz-
buch (SGB) Achtes Buch (VIII) –  Kinder- und Jugendhilfe – in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 11. September 2012 (BGBl. I S. 2022), das durch Artikel 9 des Gesetzes vom 23. 
Dezember 2016 (BGBl. I S. 3234) geändert worden ist, des Hessischen Kinder- und Jugend-
hilfegesetzbuches (HKJGB) vom 18. Dezember 2006 (GVBl. I S. 698), zuletzt geändert 
durch Artikel 1 des Gesetzes vom 28. September 2015 (GVBl. S. 366) hat die Stadtverordne-
tenversammlung der Universitätsstadt Marburg in ihrer Sitzung am xx.xx.xxxx folgende Sat-
zung für das Kommunale Jugendbildungswerk der Universitätsstadt Marburg beschlossen: 

 
 

§ 1 
Rechtsform und Sitz 

 
(1) Das Kommunale Jugendbildungswerk ist eine nicht rechtsfähige, gemeinnützige An-

stalt des öffentlichen Rechts. Trägerin der Anstalt ist die Universitätsstadt Marburg. 

(2) Das Jugendbildungswerk hat seinen Sitz in Marburg und ist dem Magistrat der Uni-
versitätsstadt Marburg – Fachbereich Kinder, Jugend und Familie; Fachdienst Ju-
gendförderung – zugeordnet. 

 
 

§ 2 
Aufgaben 

 
(1)  Das Kommunale Jugendbildungswerk nimmt Aufgaben der außerschulischen Ju-

gendbildung im Sinne von § 35 des Hessischen Kinder- und Jugendhilfegesetzbu-
ches (HKJGB) wahr. 

 Außerschulische Jugendbildung ist ein Schwerpunkt der Jugendarbeit nach § 11 des 
Achten Buches Sozialgesetzbuch. Sie zielt auf den Erwerb von Lebenskompetenz 
und die Entfaltung von Identität. Des Weiteren unterstützt sie junge Menschen, Werte 
zu erkennen, zu achten und zu leben. Sie trägt dazu bei, junge Menschen auf ihr Le-
ben in Gesellschaft und Beruf sowie Partnerschaft, Ehe und Familie vorzubereiten. 
Darüber hinaus soll die außerschulische Jugendbildung junge Menschen in die Lage 
versetzen, ihre persönlichen und gesellschaftlichen Lebensbedingungen wahrzuneh-
men und an der Gestaltung des gesellschaftlichen Lebens mitzuwirken. Sie wirkt 
auch auf den Abbau von gesellschaftlichen Benachteiligungen hin und befähigt zu Ei-
genverantwortung, Eigeninitiative und gemeinsamem Engagement. 

 
(2) Das Jugendbildungswerk ist überparteilich und überkonfessionell. 
 
(3) Die Bildungsangebote des Kommunalen Jugendbildungswerkes richten sich an alle 

jungen Menschen bis zur Vollendung des 27. Lebensjahres. 
 
(4) Das Jugendbildungswerk soll freie Jugendinitiativen und vorhandene Einrichtungen 

und Aktivitäten öffentlicher und freier Träger in der Universitätsstadt Marburg koope-
rativ unterstützen, Bildungsangebote anregen und ggf. koordinierende Maßnahmen 
entwickeln. 
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(5) Unter Beachtung der Einheit in der Jugendhilfe hat das Jugendbildungswerk eng mit 
anderen Stellen und Einrichtungen der Jugendhilfe und mit anderen freien Trägern 
der außerschulischen Jugendbildung zusammenzuarbeiten. 

 
 

§ 3  
Gemeinnützigkeit 

 
(1) Das Jugendbildungswerk dient ausschließlich und unmittelbar gemeinnützigen Zwe-

cken. 
 
(2) Gewinne werden nicht erzielt. Die Erträge des Jugendbildungswerkes dürfen nur zu 

den satzungsmäßigen Zwecken verwendet werden. 
 
 

§ 4  
Jugendbildungsurlaub 

 
Das Jugendbildungswerk der Universitätsstadt Marburg ist anerkannter Träger von Veran-
staltungen im Sinne des § 9 des Hessischen Gesetzes über den Anspruch auf Bildungsur-
laub vom 28. Juli 1998 (GVBl. I S. 294) in der derzeit gültigen Fassung. 
 
 

§ 5  
Verwaltungsausschuss 

 
(1) Beschließendes Organ des Jugendbildungswerkes ist der Verwaltungsausschuss. 

Der Verwaltungsausschuss entscheidet über die Angelegenheiten von grundsätzli-
cher Bedeutung, insbesondere über die Aufstellung der Programme des Jugendbil-
dungswerkes.  

Er kann den Magistrat bei der Einstellung der hauptamtlichen Mitarbeiter/innen bera-
ten. 

Der Verwaltungsausschuss fasst seine Beschlüsse mit einfacher Mehrheit. Bei Stim-
mengleichheit gibt die Stimme des/der Vorsitzenden den Ausschlag. 
 

(2) Dem Verwaltungsausschuss gehören an: 

1. Als stimmberechtigte Mitglieder: 

a) die/der Jugenddezernent/in als Vorsitzende/r 

b) 4 Vertreter/innen der Trägerin 

c) 5 Jugendvertreter/innen, die das 12. Lebensjahr vollendet und das 27. 
Lebensjahr noch nicht vollendet haben. 

2. Als beratende Mitglieder: 

a) die/der Leiter/in/innen des Fachdienstes Jugendförderung oder Vertre-
ter/in, 

b) weitere beratende Mitglieder, die zu den Sitzungen hinzugezogen 
werden können. 

zu TOP 3.

16 von 31 in der Zusammenstellung



 3  51/20 
 

(3) Die stimmberechtigten Mitglieder des Verwaltungsausschusses (außer Abs. 2 Nr. 1 a) 
werden vom Magistrat der Universitätsstadt Marburg für die Dauer der Wahlzeit der 
Stadtverordnetenversammlung berufen. Bis zur Neuberufung führt der amtierende 
Verwaltungsausschuss die Geschäfte weiter. Die Jugendvertreter/innen scheiden aus 
dem Verwaltungsausschuss aus, wenn sie das 27. Lebensjahr vollendet haben. 

 
(4) Für jedes stimmberechtigte Mitglied nach Abs. 2 Nr. 1 Buchst. b und c ist ein/e per-

sönliche/r Vertreter/in zu berufen. 
 
(5) Für die Jugendvertreter/innen sowie deren Stellvertreter/innen kann der Stadtju-

gendring sowie jede in der Stadt tätige und anerkannte Jugendgruppe Vorschläge 
machen. 

 
(6) Der Verwaltungsausschuss regelt seine inneren Angelegenheiten in einer Geschäfts-

ordnung. Diese bedarf der Bestätigung durch den Magistrat. 
 
 

§ 6  
Leitung des Jugendbildungswerkes 

 
(1) Der Magistrat der Universitätsstadt Marburg beruft eine Leitung des Jugend-

bildungswerkes. Erfolgt keine gesonderte Berufung, so liegt die Leitung des Jugend-
bildungswerkes bei der Fachdienstleitung Jugendförderung. 

 
(2) Die Leitung ist zuständig für die pädagogische und organisatorische Leitung. Sie führt 

die Geschäfte des Jugendbildungswerkes in gemeinsamer Verantwortung mit dem 
anderen hauptamtlichen Personal.  

 
 

§ 7  
Mitarbeiter/innen des Jugendbildungswerkes 

 
Die hauptamtlichen pädagogischen Mitarbeiter/innen müssen aufgrund ihrer fachlichen Aus-
bildung und seitherigen Tätigkeit für die Wahrnehmung der Aufgaben der außerschulischen 
Bildung geeignet sein.  
 

§ 8  
Entgeltordnung / Honorarordnung 

 
(1) Für die Teilnahme an den Veranstaltungen des Jugendbildungswerkes wird in der 

Regel ein privatrechtliches Entgelt erhoben. Näheres hierzu bestimmt die vom Ver-
waltungsausschuss zu erlassende Entgeltordnung. 

 
(2) Der Verwaltungsausschuss erlässt für die nebenamtlichen Mitarbeiter/innen des Ju-

gendbildungswerkes eine Honorarordnung. 

 Nach der Beschlussfassung sind dem Magistrat die erlassenen Ordnungen zur Ge-
nehmigung vorzulegen. 

 
 

§ 9 
Satzungsänderungen  

 
Der Verwaltungsausschuss kann mit einfacher Mehrheit eine Satzungsänderung beantragen. 
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§ 10 
Inkrafttreten 

Diese Satzung tritt am Tage nach der amtlichen Bekanntmachung in Kraft. Gleichzeitig tritt 
die Satzung des Kommunalen Jugendbildungswerkes der Stadt Marburg vom 7. Oktober 
1985 in der Fassung des I. Nachtrages außer Kraft. 
 
 
 
Marburg, den xx.xx.2017 
 
Der Magistrat  
der Universitätsstadt Marburg  
 
gez. 
 
Dr. Thomas Spies 
Oberbürgermeister 
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Fraktionsantrag
Vorlagen-Nr.:
Status:
Datum:

VO/5664/2017
öffentlich
16.06.2017

Antragstellende Fraktion/en: B90/Die Grünen

Beratungsfolge:

Gremium Zuständigkeit Sitzung ist
Magistrat Stellungnahme Nichtöffentlich
Haupt- und Finanzausschuss Vorberatung Öffentlich
Ausschuss für Soziales, Jugend und Gleichstellung Vorberatung Öffentlich
Stadtverordnetenversammlung Entscheidung Öffentlich

Antrag der Fraktion Bündnis 90 / Die Grünen betr. Einigung zur Trennungsrechnung 
und Weiterentwicklung der mittelhessischen Universitätsmedizin

Beschlussvorschlag:

Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen:

1. Die Stadtverordnetenversammlung stellt fest, dass die Privatisierung des 
Universitätsklinikums Gießen-Marburg ein Fehler war und ist. Dementsprechend 
wurde deutschlandweit kein weiteres Universitätsklinikum in Deutschland 
privatisiert. Die Privatisierung ist mittlerweile elf Jahre realisiert. Es gilt 
verantwortlich im Status Quo zu handeln und das Uniklinikum Gießen-Marburg 
im Sinne der Patienten, der Beschäftigten und des Standorts zukunftsfähig 
aufzustellen.

2. Die Stadtverordnetenversammlung begrüßt, dass mit der neue Vereinbarung des 
Landes, die Rechtsunsicherheit für die Universität Marburg und der Universität 
Gießen bezüglich der Trennungsrechnung beendet wurde. Die Mehrforderungen 
von Rhön in der Höhe von 25 Millionen und die rückwirkende Abgeltung waren 
völlig überzogen und hätten eine enorme Belastung für unsere Universität 
bedeutet. Die Stadtverordnetenversammlung unterstützt, dass diese Summe 
deutlich herunter gehandelt wurde und die jährliche Erhöhung nicht von den 
Universitäten, sondern von der Landesregierung übernommen wird. 

3. Die Stadtverordnetenversammlung hat sich immer wieder dafür eingesetzt, dass 
die jahrelange Blockade des vom Land zugesprochenen 
Investitionskostenzuschuss aufgelöst wird. Sie kritisiert die Rhön AG für die 
Verweigerungshaltung, die vereinbarte Besetzung der Aufsichtsratsitze durch 
das Land umzusetzen, und damit diese Blockade verantwortete. Die 
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Stadtverordnetenversammlung hält weiterhin den Einfluss des Landes durch die 
Aufsichtsratssitze für geboten und betrachtet die andauernde Blockadehaltung 
der Rhön AG als einen Fehler für alle Beteiligten. Gleichzeitig ist es gut, dass 
durch die Neuverhandlung der Trennungsrechnung und durch einmaligen 
Investitionszuschuss von Seiten des Landes nun dringend notwendige 
Investitionen zum Wohle der Patienten im Klinikum angegangen werden 
können. 

4. Die Stadtverordnetenversammlung hat sich stets für eine Verbesserung der 
Situation der Beschäftigten am Universitätsklinikum eingesetzt. Zu Gunsten aller 
Beschäftigten wurde ein Verbot von betriebsbedingten Beendigungs- und 
Änderungskündigungen, eine Übernahmegarantie für alle Auszubildenden, die 
ihre Ausbildung mit 3,0 oder besser abschließen, und ein Verbot der 
Ausgliederung von Betriebsteilen zugesagt. Dies ist ein wichtiger Schritt für mehr 
Sicherheit der Beschäftigten.

5. Die Stadtverordnetenversammlung hat sich mehrfach besorgt um die Sicherung 
und Zukunftsfähigkeit des Standort Marburgs beim Uniklinikum Gießen-Marburg 
gezeigt. Neben dem realisierten und erfolgreich arbeitenden 
Partikeltherapiezentrum sind nun endlich die dringend benötigten Sanierungen 
und Modernisierungen der Klinik für Kinder- und Jugendpsychiatrie, der 
Psychiatrie, der Zentral-OP und der Intensivstationen im 1. Bauabschnitt in 
Aussicht. Insgesamt hat sich die Rhön AG und das UKGM zu 100 Millionen 
Gesamtinvestition bis 2021 verpflichtet. 

Begründung:

In vielen Resolutionen und Anträgen hat die Stadtverordnetenversammlung die 
Entwicklungen am Uniklinikum Gießen-Marburg  zum Wohle der Region, der 
Beschäftigten und der Patienten, als auch das Verhältnis zwischen 
Krankenversorgung zwischen Forschung und Lehre thematisiert. So beschloss die 
Stadtverordnetenversammlung am 28.09.2012 einstimmig folgenden Antrag:

„Das Universitätsklinikum Gießen-Marburg (UKGM) muss erhalten und ausgebaut 
werden. Die hohe Qualität der regionalen und überregionalen Patientenversorgung 
muss ebenso sichergestellt bleiben, wie die davon nicht zu trennende national und 
international hoch anerkannte medizinische Forschung und Lehre in den beiden 
medizinischen Fachbereichen in Gießen und Marburg.
 
Die Stadtverordnetenversammlung Marburg fordert in Absprache mit der 
Stadtverordnetenversammlung Gießen und den Kreistagen der Landkreise 
Marburg-Biedenkopf und Gießen gemeinsam die Landesregierung auf, sich für die 
Stärkung der mittelhessischen Universitäten mit ganzer Kraft einsetzen. Es geht 
insbesondere um den Erhalt des Universitätsklinikums Gießen/Marburg und den 
Erhalt der beiden medizinischen Fachbereiche mit allen Forschungsschwerpunkten 
und medizinischen Studienplätzen in Marburg und Gießen. Die dafür erforderlichen 
und geeigneten Maßnahmen soll die Landesregierung angesichts der derzeitigen 
Situation großer Verunsicherungen dringend in die Wege leiten. Über die einzelnen 
Schritte, wie dieses Ziel erreicht werden kann, soll die Landesregierung die 
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Öffentlichkeit und vor allem die betroffenen Städte und die Landkreise Gießen und 
Marburg-Biedenkopf umfänglich und zeitnah informieren.“

Mit dem „Zukunftspapier für die Weiterentwicklung der mittelhessischen 
Universitätsmedizin“ zwischen dem Land Hessen, der Rhön-Klinikum-AG (RKA), des 
Universitätsklinikum Gießen und Marburg GmbH (UKGM) und den beiden 
Universitäten wurde ein Konzept zur Weiterentwicklung der mittelhessischen 
Universitätsmedizin erarbeitet, in dem ebenfalls die seit acht bzw. neun Jahren 
offenen Fragen der sogenannten Trennungsrechnung gelöst werden.

Damit wurde ein wichtiger Schritt zur Sicherung von Forschung und Lehre an den 
universitären Fachbereichen, zur Sicherstellung der Qualität der regionalen und 
überregionalen Patientenversorgung und zur Weiterentwicklung der beiden Kliniken 
des UKGM gemacht, so wie es die Stadtverordnetenversammlung mehrfach 
eingefordert hat.

Angela Dorn-Rancke Hans-Werner Seitz
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Fraktionsantrag
Vorlagen-Nr.:
Status:
Datum:

VO/5757/2017
öffentlich
10.08.2017

Antragstellende Fraktion/en: Marburger Linke

Beratungsfolge:

Gremium Zuständigkeit Sitzung ist
Magistrat Stellungnahme Nichtöffentlich
Ausschuss für Soziales, Jugend und Gleichstellung Vorberatung Öffentlich
Haupt- und Finanzausschuss Vorberatung Öffentlich
Stadtverordnetenversammlung Entscheidung Öffentlich

Antrag der Fraktion Marburger Linke betr.: Keine "Heilung" von Homosexuellen in 
Marburg – "Christus-Treff" muss sich distanzieren

Beschlussvorschlag:

Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen:

1. Die Stadtverordnetenversammlung lehnt die Durchführung oder Bewerbung von so-
genannten „Reparativtherapien“, oder auch „Konversionstherapien“, die als psycho-
therapeutische oder seelsorgerische Methode zur Umpolung und Umorientierung ho-
mosexueller Menschen dienen sollen, ab. 

2. Die Stadtverordnetenversammlung fordert den „Christus Treff“ auf, sich zu den in der 
arte-Dokumentation „Du sollst nicht schwul sein“ aus dem Jahr 2015 geschilderten 
Vorwürfen sowie zu den Aktivitäten und Verbindungen zu der Bewegung „Offensive 
Junger Christen“ und deren „Institut für Jugend und Gesellschaft“ Stellung zu bezie-
hen und sich davon zu distanzieren.

3. Die Stadtverordnetenversammlung macht unmissverständlich klar, dass in Marburg 
alle Menschen unabhängig von ihrer sexuellen Orientierung gleichberechtigt am ge-
sellschaftlichen Leben teilnehmen und keiner Diskriminierung ausgesetzt sein sollen.

Begründung:

In der arte-Dokumentation „Du sollst nicht schwul sein“ aus dem Jahr 2015 wird Marburg als 
zentraler Ort für die sogenannten „Reparativtherapien“ genannt. Bildlich gezeigt wird in die-
sem Zusammenhang das Haus des „Christus-Treff“ am Steinweg. Bisher gab es dazu weder 
eine Debatte in der Stadt, noch hat sich die Leitung des „Christus-Treff“ dazu geäußert.

Diese Form der Behandlung von Homosexualität als vermeintliche Krankheit wird vom 
Weltärztebund kategorisch abgelehnt. Auch die psychoanalytischen Fachverbände stellen 
sich geschlossen gegen diese unheilvollen Therapieansätze.  In Kalifornien und auf Malta sind 
sie bereits bei Minderjährigen verboten. Dass gerade Marburg als ein zentraler Ort der „Ho-
mo-Heilerszene“ gilt, sollte die Stadtverordneten dazu veranlassen, dagegen unmissverständ-
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lich Stellung zu nehmen. Religiös und pseudomoralisch statt wissenschaftlich begründete Be-
handlungen dürfen in Marburg keinen Platz haben.

Die Verantwortung dafür, dass sich keine „Therapeuten“ ohne wissenschaftliche Grundlage 
an der Psyche homosexuell empfindenden Menschen zu schaffen machen, ist gerade in 
Deutschland aufgrund der Geschichte besonders gegeben: Während der NS-Herrschaft wur-
den homosexuelle Männer aber, auch Frauen, verfolgt, zu Opfern pseudomedizinische Men-
schenversuche und  in Konzentrationslagern durch besonders schwere Arbeit gezielt ermor-
det. In der Bundesrepublik blieben sie jahrelang illegalisiert und langjährigen  Haftstrafen aus-
gesetzt. Erst vor wenigen Jahren wurden sie als NS-Opfer wahrgenommen und später Opfer 
der bundesrepublikanischen Justiz rehabilitiert.

Die Vorstellungen, die zu diesem Unrecht geführt haben, dürfen sich nie wieder ausbreiten.

Elisabeth Kula Roland Böhm Renate Bastian
Jan Schalauske Tanja Bauder-Wöhr Henning Köster-Sollwedel
Inge Sturm Jonathan Schwarz
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Fraktionsantrag
Vorlagen-Nr.:
Status:
Datum:

VO/5743/2017
öffentlich
04.08.2017

Antragstellende Fraktion/en: Marburger Linke

Beratungsfolge:

Gremium Zuständigkeit Sitzung ist
Magistrat Stellungnahme Nichtöffentlich
Ausschuss für Soziales, Jugend und Gleichstellung Vorberatung Öffentlich
Haupt- und Finanzausschuss Vorberatung Öffentlich
Stadtverordnetenversammlung Entscheidung Öffentlich

Antrag der Fraktion Marburger Linke betr. Gebührenfreiheit in Kitas

Beschlussvorschlag:

Die Stadtverordnetenversammlung fordert den Magistrat auf, 

1. bei der Hessischen Landesregierung auf eine Änderung des Hessischen Kinder- und Ju-
gendhilfegesetzes hinzuwirken, bei der die Pauschalen für die Kindertagesbetreuung ver-
einfacht und erhöht werden. Gleichzeitig sollen die Elternbeiträge abgeschafft und den 
Kommunen der Einnahmeausfall ersetzt werden. Ziel ist die vollständige Finanzierung der 
Kindertagesbetreuung durch das Land bis 2020. Das stärkere finanzielle Engagement 
durch das Land darf nicht zu einer Kürzung der kommunalen Anteile im Finanzausgleich 
führen.

2. als 1. Schritt dazu die unsoziale Gebührenerhöhung des letzten Jahres zurückzunehmen.

Begründung:

Bildung ist ein Grundrecht und muss auf allen Stufen kostenlos sein. Es ist nicht nachzuvoll-
ziehen, warum die Kita als einzige öffentliche Bildungseinrichtung (im Gegensatz zu Schule 
und Hochschule) für Erziehungsberechtigte kostenpflichtig ist. Angesichts der guten Kassen-
lage ist das Land Hessen in der Pflicht, durch höhere Zuwendungen bis zur vollständigen Kos-
tenübernahme die Kommunen zu entlasten, damit diese eine gut ausgestattete und qualifizier-
te frühkindliche Bildung anbieten können.

Renate Bastian Roland Böhm Elisabeth Kula Jan Schalauske
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Beschlussauszug

Sitzung der Stadtverordnetenversammlung der Universitätsstadt Marburg 
(öffentlich) vom 25.08.2017

Ö 13.17 Antrag der Fraktion Marburger Linke betr. Gebührenfreiheit in Kitas 

Status: öffentlich Beschlussart: zurückgestellt

Zeit: 16:32 - 20:47 Anlass: Öffentliche Sitzung

Raum: Sitzungssaal Barfüßerstr. 50

Ort: 35037 Marburg

Vorlage: VO/5743/2017 Antrag der Fraktion Marburger Linke betr. Gebührenfreiheit in Kitas

Für den Ausschuss für Soziales, Jugend und Gleichstellung berichtet der Vorsitzende, 
Stadtverordneter Böhm. Der Beschlusstenor wurde im Ausschuss geändert und die Absätze 
1 und 2 wurden getrennt abgestimmt. Absatz 1 des Beschlusstenor empfiehlt der Ausschuss 
einstimmig die Annahme, Abs. 2 mehrheitlich die Ablehnung. Aussprache wurde 
angemeldet.
 
Der Antrag ist weiterhin im Haupt- und Finanzausschuss vorberaten worden. Lt. Bericht des 
Vorsitzenden, Stadtverordneter Pfalz, wurde dort die im Ausschuss für Soziales, Jugend und 
Gleichstellung geänderte Fassung beraten und ebenfalls getrennt abgestimmt. Absatz 1 des 
Beschlussvorschlages empfiehlt der Ausschuss einstimmig die Zustimmung, Absatz 2 des 
Beschlussvorschlages mehrheitlich die Ablehnung. Auch hier wurde Aussprache 
angemeldet.
 
An der Aussprache beteiligen sich die Stadtverordnete Kula, Oberbürgermeister Dr. Spies 
und die Stadtverordnete Dr. Perabo. Sie bittet den Beschlusstenor aufgrund aktueller 
Entwicklungen wie folgt zu ändern:
 

Die Stadtverordnetenversammlung begrüßt die von der Hessischen Landesregierung 
beschlossene Gebührenfreiheit für den Besuch der Kindergärten. Dies ist ein wichtiger 
und zukunftsweisender Schritt in die richtige Richtung. Hessen bringt damit neuen 
Schwung zur vollständigen Abschaffung von Gebühren für Kinderbetreuung. Jetzt sind 
die anderen Bundesländer und der Bund gefordert, mitzuziehen. Insbesondere die 
Bundesregierung muss nach Einführung der Rechtsansprüche für Kindergarten- und 
Krippenplätze endlich die Kommunen nachhaltig entlasten und besser finanzieren.
 
Die Stadtverordnetenversammlung fordert deshalb den Magistrat auf,
 

1. sich beim Bund für eine bessere Finanzierung der kommunalen Kinderbetreuung 
einzusetzen und bei der Hessischen Landesregierung darauf hinzuwirken, dass eine 
vollständige Finanzierung der Betreuung von Kindern im Alter von 0,5 bis 12 Jahren 
im jeweils erforderlichen Umfang und mit der in Marburg erreichten Qualität in den 
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nächsten Jahren realisiert wird. Nur so kann den Bedürfnissen von Kindern und 
Eltern von Krippen- und Hortkindern entsprochen werden, die derzeit jährlich deutlich 
mehr als 1.000 € dafür aufbringen müssen. Wie bei der jetzigen Lösung soll die 
Finanzierung der kostenfreien Kinderbetreuung durch das Land nicht zu einer 
Kürzung der kommunalen Anteile im Finanzausgleich führen.

 
2. als 1. Schritt nach dieser erfreulichen Entscheidung der Landesregierung wird die 

Stadt eine kostenfreie Kinderbetreuung auch für die Krippen- und Hortkinder sowie 
für die restlichen Stunden für eine Ganztagsbetreuung einführen.

 
Der Stadtverordnete Dr. Uchtmann stellt den Geschäftsordnungsantrag, den Antrag aufgrund 
der vorgetragenen umfangreichen Änderungen auf die nächste Sitzung zu vertagen, formal 
gegen eine Vertagung spricht der Stadtverordnete Seitz.
 
Die Stadtverordnetenvorsteherin lässt über den Geschäftsordnungsantrag abstimmen mit 
folgendem Ergebnis:
 
Ja: SPD, CDU, FDP/MBL, BfM
Nein: B90/Die Grünen, Marburger Linke, Piratenpartei
Enthaltung: keine
 
Der Antrag wird somit vertagt.
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Fraktionsantrag
Vorlagen-Nr.:
Status:
Datum:

VO/5786/2017
öffentlich
04.09.2017

Antragstellende Fraktion/en: B90/Die Grünen

Beratungsfolge:

Gremium Zuständigkeit Sitzung ist
Magistrat Stellungnahme Nichtöffentlich
Ausschuss für Soziales, Jugend und Gleichstellung Vorberatung Öffentlich
Ausschuss für Schule, Kultur, Sport und Bäder Vorberatung Öffentlich
Stadtverordnetenversammlung Entscheidung Öffentlich

Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen betr. Kinderbetreuung in Marburg ab 2018

Beschlussvorschlag:

Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen:

Der Magistrat wird aufgefordert, 

1. die 2016 voreilig beschlossene Erhöhung der Kinderbetreuungsgebühren incl. der Be-
treuungsgebühren an Grundschulen zum 1. Januar 2018 zurück zu nehmen und un-
verzüglich einen entsprechenden Satzungsentwurf vorzulegen;

2. zeitgleich - mit der auf 6 Stunden Betreuung bezogenen Beitragsbefreiung für 3 Kin-
dergartenjahre durch das Land zum 1. August 2018 – in Marburg die generelle Gebüh-
renfreiheit für den Besuch von Krippen, Kindergärten und Tagespflege einzuführen;

3. analog zum gebührenfreien Besuch der Kinderbetreuung auch die Hortbetreuung für 
Grundschüler der Klassen 1 – 4 beitragsfrei zu stellen;

4. darzustellen, welche Einsparungen sich für den städtischen Haushalt durch die Bei-
tragsbefreiung vom Land (incl. der Jugendhilfekosten für die befreiten Familien) erge-
ben und inwiefern sich eine Beteiligung am Landesprogramm Pakt für den Nachmittag 
auch für die Finanzierung der Grundschulbetreuung positiv auf die städtischen Finan-
zen auswirken würde; 

5. die in Marburg erreichte Qualität der Kinderbetreuung zu erhalten und weiter zu entwi-
ckeln - das betrifft sowohl den Personalschlüssel für die Betreuungsgruppen als auch 
die Qualifizierungsmöglichkeiten für die Erzieher*innen;

6. den weiteren Ausbau von Kinderbetreuungsplätzen in allen drei Bereichen entspre-
chend dem steigenden Bedarf vorzunehmen, d.h. einen Ausbau zu realisieren, der der 
deutlich gewachsenen Anzahl von Kindern in Marburg gerecht wird und die steigende 
Nachfrage nach Krippen- und Ganztagsplätzen in Kitas aufgrund der Gebührenbefrei-
ung berück-sichtig;

zu TOP 4.4

27 von 31 in der Zusammenstellung



Ausdruck vom: 04.09.2017
Seite: 2/3

7. beim Bund eine bessere Finanzierung des Ausbaus der kommunalen Kinderbetreu-
ungseinrichtungen und beim Land die Sicherung der Qualität einzufordern - auch wenn 
begrüßenswerterweise der Bund bereits als ersten Schritt 86 Millionen Euro für den 
Ausbau  und das Land 50 Millionen für Qualitätssteigerung bereit gestellt haben;

8. angesichts der steigenden Kinderzahlen ein Sofortprogramm aufzulegen, um unver-
züglich weitere Krippenplätze und Ganztagesplätze in Kita-Bereich zu schaffen.

Begründung:

Wie der Oberbürgermeister in der August-Stadtverordnetenversammlung deutlich machte, war 
die Gebührenerhöhung für die Betreuung der Marburger Kinder über-stürzt  und aufgrund der 
gewachsenen Steuereinnahmen auch überflüssig. Sie sollte deshalb so bald wie möglich, spä-
testens zum 01.01.2018, zurückgenommen werden. 

Die erfreuliche Übernahme eines Großteils der Kindergartengebühren durch das Land zum 
01.08.2018 veranlasst die Stadt Marburg dazu, zeitgleich eine voll-ständige Gebührenfreiheit 
für die Kinderbetreuung in Krippen und Kindergärten vorzunehmen. „Wenn schon, dann für al-
le“ bedeutet, dass auch die Grundschulkinderbetreuung umfasst sein muss. Solange es keine 
Ganztagsschulangebote gibt, muss die Stadt auch hier die Gebührenfreiheit sicherstellen.

Die bisherige Qualität der Kinderbetreuung hat sich daran orientiert, dass es sich nicht um ei-
ne Verwahrung, sondern um eine wichtige, die Zukunft unserer Gesellschaft betreffende Auf-
gabe handelt, dass sie einen Beitrag zur Persönlichkeits-bildung unserer Kinder leistet. Diese 
Qualität muss auch zukünftig sichergestellt werden, d. h. dass weder der Personalschlüssel 
für die Kinderbetreuung noch die Qualifizierungsmöglichkeiten für die Erzieher*innen reduziert 
werden, auch nicht für den Ausbau weiterer Plätze. 

Ein Ausbau ist in größerem Umfang erforderlich, obwohl in den vergangenen Jahren bereits 
vorausschauend und hessenweit vorbildlich die Anzahl der Krippen- und Kitaplätze erhöht wur-
den. Ein weiterer Ausbau ist dringend notwendig, weil erfreulicherweise die Geburtenrate in 
den letzten Jahren deutlich gestiegen ist und durch die Zuwanderung von Geflüchteten sich 
der Anteil dieser Altersgruppe weiter erhöht hat. Gleichzeitig darf nicht ignoriert werden, dass 
mit der Gebührenbefreiung mehr Eltern als bisher die Chance nutzen möchten, für ihre Kinder 
einen Betreuungsplatz in der Krippe bzw. einen Ganztagsplatz im Kindergarten zu bekommen. 
Den Eltern Gebührenfreiheit zu versprechen, einem Teil von ihnen aber gleichzeitig zu sagen, 
leider haben wir keine Krippen- oder Ganztagsplatz für euch, halten wir für sehr ungerecht und 
dies wird auch den Ärger der Eltern mobilisieren.

Wenn das Land Hessen und im Gefolge damit auch die Stadt Marburg mit der Ab-schaffung 
von Gebühren für Kinderbetreuung einen wichtigen und zukunftsweisen-den Schritt in die rich-
tige Richtung unternommen haben, sind vor allem den Platzausbau und die Qualität der Be-
treuung betreffend weitere Anstrengungen erforderlich. Jetzt ist insbesondere der Bund gefor-
dert. Die Bundesregierung muss nach Einführung der Rechtsansprüche für Kindergarten- und 
Krippenplätze endlich die Kommunen nachhaltig entlasten und besser finanzieren und das 
Land muss weiterhin helfen, die Qualität zu sichern. 

Dr. Christa Perabo Madelaine Stahl
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Fraktionsantrag
Vorlagen-Nr.:
Status:
Datum:

VO/5806/2017
öffentlich
08.09.2017

Antragstellende Fraktion/en: SPD
CDU
BfM

Beratungsfolge:

Gremium Zuständigkeit Sitzung ist
Magistrat Stellungnahme Nichtöffentlich
Ausschuss für Soziales, Jugend und Gleichstellung Vorberatung Öffentlich
Ausschuss für Schule, Kultur, Sport und Bäder Vorberatung Öffentlich
Haupt- und Finanzausschuss Vorberatung Öffentlich
Stadtverordnetenversammlung Entscheidung Öffentlich

Antrag der Fraktionen SPD, BfM und CDU betr. gebührenfreie Kinderbetreuung für alle

Beschlussvorschlag:

Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen:

Die Stadtverordnetenversammlung begrüßt die Initiative des Oberbürgermeisters, die ange-
kündigte Gebührenbefreiung für die 6-Stunden-Betreuung der 3- bis 6-jährigen Kinder auf die 
ganztägigen Betreuungsplätze und auf die ganztägige U3-Betreuung auszuweiten, sofern die 
Ankündigung der Landesregierung auch finanziell unterfüttert wird, so dass von echter Gebüh-
renfreiheit gesprochen werden kann, von der alle Kinder im Alter von 0 bis 6 Jahren profitie-
ren können.

Der Magistrat wird gebeten,

1. sich bei der Landeregierung auf eine möglichst schnelle Umsetzung der angekündigten
Bezuschussung für Kita-Gebühren einzusetzen;

2. auf die Landesregierung dahingehend einzuwirken, dass die Kommunen durch die Finan-
zierung über den Kommunalen Finanzausgleich (KFA) nicht benachteiligt werden, damit die-
se eine echte Entlastung erfahren;

3. sobald verbindliche Umsetzungsregeln vorliegen, zu prüfen, inwieweit damit eine
komplette Gebührenbefreiung für Kinderbetreuung von 0 bis 6 Jahren in Marburg
umgesetzt werden kann;

4. zu prüfen, ob und unter welchen Voraussetzungen auch die Hort- und Grundschulbetreu-
ung in Horten für Eltern in Marburg gebührenfrei gestaltet werden kann;
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Begründung:

Die Abschaffung von Kita-Gebühren ist ein wichtiger bildungspolitischer Schritt und ein Bau-
stein für Bildungs- und Chancengerechtigkeit aller Kinder und für die Vereinbarkeit von Fami-
lie und Beruf.

Die von der Landesregierung angekündigte Beitragsbefreiung für 6-Stunden-Plätze über alle 
drei Kindergartenjahre hinweg wird von der Stadtverordnetenversammlung begrüßt, die ent-
sprechenden Ausführungsbestimmungen sollten sobald als möglich zur Verfügung gestellt 
werden.

Schon heute erfolgt in Marburg ein hoher Sozialausgleich und rund 40 % von Eltern, die über 
ein geringes Einkommen verfügen bzw. mehrere Kinder haben, sind von Kita-Gebühren teil-
weise bzw. gänzlich befreit. Daraus ergibt sich ggf. die Chance, mit den angekündigten Mit-
teln Gebührenfreiheit für alle Kinder von 0 bis 6 Jahren sowie auch für die Ganztagsbetreuung 
zu erreichen.

Da eine qualitativ gute Betreuung nicht nach dem Besuch des Kindergartens endet, ist auch 
die Gebührenbefreiung für den Hort- und Grundschulbereich zu prüfen, soweit dies kosten-
neutral gelingt.

Die Stadtverordnetenversammlung fordert, dass sich das Land Hessen an den Betriebskos-
ten für Kitas verbindlich und dauerhaft mit 2/3 der Gesamtkosten für den Betrieb von Kinder-
tagesstätten und Tagespflege beteiligt; denn gerade hochbelastete Kommunen, die auch ger-
ne mehr in eine qualitativ hochwertige Bildung investieren möchten, sind in ihren finanziellen 
Möglichkeiten stark eingeschränkt.

Matthias Simon Gabriele Mensing Dirk Bamberger
Uli Severin Andrea Suntheim-Pichler Roger Pfalz
Gerald Weidemann Karin Schaffner
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